
2K514/08.KO 

VERWALTUNGSGERICHT 
KOBLENZ 

URTEIL 

IM NAMEN DES VOLKES 

In dem Verwaltungsrechtsstreit 

- Kläger -

Prozessbevollmächtigte: 

g e g e n 

die Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch den Leiter des Bundesamtes für 
Migration und Flüchtlinge - Außenstelle Trier -, Dasbachstraße 15b, 54292 Trier, 

- Beklagte -

w e g e n Asylrechts (Türkei) 

hat die 2. Kammer des Verwaltungsgerichts Koblenz aufgrund der mündlichen 
Verhandlung vom 18. September 2008 durch 

den Richter am Verwaltungsgericht Karst als Einzelrichter 

für Recht erkannt: 
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Der Bescheid des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge vom 
14. April 2008 wird aufgehoben. 

Die Beklagte trägt die Kosten des Verfahrens. 

Das Urteil ist wegen der Kosten vorläufig vollstreckbar. 
Die Beklagte kann die Vollstreckung durch Sicherheitsleistung in Höhe der 
festzusetzenden Kosten abwenden, wenn nicht der Kläger vor der Voll­
streckung Sicherheit in gleicher Höhe leistet. 

T a t b e s t a n d 

Der Kläger wendet sich gegen den Widerruf der Feststellung über das Vorliegen 

der Voraussetzungen des § 51 Abs. 1 Ausländergesetz - AusIG -. 

Der Kläger, ein türkischer Staatsangehöriger kurdischer Volkszu­

gehörigkeit aus der Provinz Sirnak, reiste 1994 in die Bundesrepublik Deutschland 

ein und beantragte Asyl. Zur Begründung verwies er darauf, dass das türkische 

Militär ihn, obwohl er nicht politisch tätig gewesen sei, mehrfach mitgenommen, 

geschlagen und unter Todesdrohungen zum Verlassen der Gegend aufgefordert 

habe. 

Die Beklagte lehnte den Antrag mit Bescheid vom 28. Juli 1994 ab. 

Mit der hiergegen erhobenen Klage machte der Kläger ergänzend geltend, er sei 

der Unterstützung der Guerilla beschuldigt worden. Tatsächlich habe er dieser 

jedoch - ebenso wie alle anderen Dorfbewohner - lediglich durch die Überlassung 

der von ihr verlangten Lebensmittel geholfen. Überdies habe das Militär nach dem 

Aufenthaltsort zweier der Guerilla angehörender Onkel gefragt. Auch habe man 

der Familie zur Last gelegt, Guerillakämpfer in einem geheimen Versteck außer­

halb des Hauses zu beherbergen. In diesem Zusammenhang sei man häufig vom 
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Militär misshandeit worden. Den Kläger habe das Militär dreimal kurzzeitig inhaf­

tiert. Das Verwaltungsgericht Trier verpflichtete die Beklagte daraufhin mit Urteil 

vom 11. Juli 1997, 2 K 1606/04.TR, das Vorliegen der Voraussetzungen des § 51 

Abs. 1 AusIG in der Person des Klägers festzustellen. 

Dem kam die Beklagte mit Bescheid vom 2. September 1996 nach. 

Im August 2007 leitete die Beklagte ein Widerrufsverfahren gemäß § 73 AsylVfG 

ein und hörte den Kläger mit Schreiben vom 12. Oktober 2007 zu einem ange­

sichts der zwischenzeitlichen Veränderung der Verhältnisse in der Türkei beab­

sichtigten Widerruf der getroffenen Feststellung zu § 51 Abs. 1 AusIG an. 

Der Kläger hat dem entgegengehalten, dass sich angesichts der jüngsten Offensi­

ve der PKK in der Türkei die innenpolitische Lage dort jedenfalls nicht für solche 

Personen verbessert habe, die man der Mitgliedschaft in der PKK verdächtige. Es 

gebe große Demonstrationen gegen die Kurden und die PKK. Die innenpolitische 

Lage sei äußerst gefährlich. Das Gebiet um die Heimatstadt des Klägers stelle 

eines der Hauptziele der türkischen Regierung für Aktivitäten gegen die PKK dar. 

Zugleich liege dort das Aufmarschgebiet des türkischen Militärs für einen Ein­

marsch in den Nordirak, dem das türkische Parlament bereits seine Zustimmung 

erteilt habe; es herrsche der Ausnahmezustand. Bei einer Rückkehr in die Türkei 

drohe dem Kläger die sofortige Verhaftung. Dies zum einen bereits von daher, 

dass er seinen Wehrdienst noch nicht abgeleistet habe, zum anderen aber auch, 

weil er verdächtig sei, mit der PKK zu tun zu haben. Der letztgenannte Verdacht 

werde überdies noch dadurch verstärkt, dass der Kläger in der Bundesrepublik 

Deutschland als politischer Flüchtling anerkannt gewesen sei. Bei entsprechenden 

Befragungen durch die türkischen Sicherheitskräfte bestehe auch heute noch eine 

erhebliche Gefahr, gefoltert zu werden. Eine inländische Fluchtalternative sei mit­

hin ebenfalls nicht gegeben. Danach sei es dem Kläger, auch mit Blick auf die 

Qualifikationsrichtlinie, nicht zumutbar, in die Türkei zurückzukehren. 



Mit Bescheid vom 14. April 2008 widerrief die Beklagte die mit Bescheid vom 2. 

September 1996 getroffene Feststellung zu § 51 Abs. 1 AusIG und stellte zugleich 

fest, dass die Voraussetzungen des § 60 Abs.1 Aufenthaltsgesetz - AufenthG -

nicht vorlägen. Zur Begründung verwies sie im Wesentlichen darauf, dass die 

Voraussetzungen für die Feststellung eines Abschiebungsverbotes im Sinne des § 

51 Abs. 1 AusIG nicht mehr gegeben seien, weil sich die erforderliche Prognose 

drohender politischer Verfolgung nicht mehr treffen lasse. Insoweit seien dieselben 

Grundsätze über die Verfolgungswahrscheinlichkeit zugrunde zu legen wie bei der 

Erstentscheidung. Seit der Ausreise des Klägers habe sich die Situation in der 

Türkei deutlich zum Positiven verändert. Eine Strafverfolgung wegen Unterstüt­

zung der PKK oder wegen Mitgliedschaft in einer bewaffneten Organisation sei 

ebenso mit hinreichender Sicherheit auszuschließen wie eine menschen rechtswid­

rige Behandlung bei der Einreise in die Türkei. 

Am 30. April 2008 hat der Kläger die vorliegende Klage erhoben, mit der er sein 

Vorbringen aus dem Verwaltungsverfahren wiederholt und vertieft. 

Der Kläger beantragt, 

den Bescheid des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge vom 14. April 
2008 aufzuheben. 

Die Beklagte bezieht sich auf den angefochtenen Bescheid und beantragt, 

die Klage abzuweisen. 

Die weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes ergeben sich aus der Ge­

richtsakte, und den Verwaltungsvorgängen des Bundesamtes, auf die Bezug ge­

nommen wird und die ebenso Gegenstand der mündlichen Verhandlung waren 

wie die von der Kammer in das Verfahren eingeführten Erkenntnismittel über die 

Lage in der Türkei. 



E n t s c h e i d u n q s q r ü n d e 

Die Klage ist zulässig und hat auch in der Sache Erfolg. 

Nach § 113 Abs. 3 Satz 1 und Satz 4 VwGO kann das Gericht binnen sechs Mo­

naten nach Eingang der Behördenakten den Verwaltungsakt ohne Entscheidung 

in der Sache selbst aufheben, sofern es eine weitere Sachaufklärung für erforder­

lich hält, die noch erforderlichen Ermittlungen nach Art und Umfang erheblich sind 

und die Aufhebung auch unter Berücksichtigung der Belange der Beteiligten sach­

dienlich ist. 

So liegt es hier. 

Als Rechtsgrundlage für die angefochtene Widerrufsentscheidung kommt im inso­

weit maßgeblichen Zeitpunkt der mündlichen Verhandlung (§ 77 Abs. 1 AsylVfG) 

nach Lage der Dinge alleine § 73 AsylVfG in der Fassung des Gesetzes zur Um­

setzung aufenthalts- und asylrechtlicher Richtlinien der Europäischen Union vom 

19. August 2007 (BGBL I S. 1970) in Betracht. Nach § 73 Abs. 1 Satz 1 AsylVfG 

ist die Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft unverzüglich zu widerrufen, wenn 

die Voraussetzungen für sie nicht mehr vorliegen. Dies ist gemäß § 73 Abs. 1 

Satz 2 AsylVfG insbesondere unter anderem dann der Fall, wenn der Ausländer 

es nach Wegfall der Umstände, die zur Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft 

geführt haben, nicht mehr ablehnen kann, den Schutz des Staates in Anspruch zu 

nehmen, dessen Staatsangehörigkeit er besitzt. Mit § 73 Abs. 1 Satz 2 AsylVfG 

wird Art. 11 lit. e und f der Richtlinie 2004/83/EG des Rates vom 29. April 2004 in 

nationales Recht umgesetzt; diese Regelung entspricht inhaltlich der „Beendi-

gungs- oder Wegfall - der - Umstände - Klausel" in Art. 1 C Nr. 5 Satz 1 der Gen­

fer Flüchtlingskonvention (vgl. zum Ganzen BVerwG, Beschluss vom 27. Novem­

ber 2007,10 B 86.07, m.w.N. - juris). 



Der Entscheidung über den Widerruf ist derselbe Prognosemaßstab zugrunde zu 

legen, der bereits bei der zu widerrufenden Entscheidung selbst maßgebend war. 

Bei einem vorverfolgt aus seiner Heimat ausgereisten Ausländer setzt ein Widerruf 

demgemäß eine nachträgliche erhebliche und nicht nur vorübergehende Änderung 

der zum Zeitpunkt der Zuerkennung maßgeblichen Verhältnisse dergestalt voraus, 

dass bei einer Rückkehr in seinen Herkunftsstaat eine Wiederholung der für die 

Flucht maßgeblichen Umstände mit hinreichender Sicherheit ausgeschlossen er­

scheint und nicht aus anderen Gründen erneut Verfolgung droht (vgl. etwa 

BVerwGE 124, 276 [281]). Im Falle unverfolgt eingereister Schutzsuchender hat 

ein Widerruf demgegenüber bereits dann zu erfolgen, wenn aufgrund einer ent­

sprechenden Änderung der Verhältnisse Verfolgungsmaßnahmen nicht mehr be­

achtlich wahrscheinlich sind (BVerwGE 126, 243 [252]). 

Bei einer Überprüfung anhand dieser Grundsätze kann der angefochtenen Ent­

scheidung letztlich bereits nicht eindeutig entnommen werden, ob es sich beim 

Kläger um einen Vorverfolgten oder aber um einen unverfolgt aus seiner Heimat 

Ausgereisten handelt. Eine ausdrückliche Feststellung hierzu fehlt. In der Sache 

selbst wendet die Beklagte lediglich bei der Prüfung einer drohenden Strafverfol­

gung bzw. einer menschenrechtswidrigen Behandlung bei der Einreise zweimal 

punktuell den herabgestuften Wahrscheinlichkeitsmaßstab für Vorverfolgte an, 

wohingegen die Ausführungen zur Situation in der Türkei im Übrigen keine An­

haltspunkte für den insoweit zugrunde gelegten Wahrscheinlichkeitsmaßstab ent­

halten. Erkenntnisse hierzu ergeben sich auch nicht aus dem widerrufenen Be­

scheid vom 2. September 1996, der zur Begründung allein darauf verweist, durch 

das Urteil des Verwaltungsgerichts Trier vom 11. Juli 1996, 2 K 1606/94.TR, zu 

der nunmehr getroffenen Feststellung zum Vorliegen der Voraussetzungen des § 

51 Abs. 1 AusIG verpflichtet worden zu sein. Das Urteil selbst stützt sich indessen 

ausschließlich auf eine dem Kläger „im Falle seiner Rückkehr bereits anläßlich der 

an den Grenzen durchgeführten Einreisekontrollen im Hinblick auf sein Schicksal 

in der Türkei ... mit beachtlicher Wahrscheinlichkeit" drohende politische Verfol­

gung; die Frage nach einer Vorverfolgung, insbesondere auch mit Blick auf die 



beklagtenseits im damaligen Ablehnungsbescheid vom 28. Juli 1994 angenom­

mene inländische Fluchtalternative, lässt es hingegen offen. 

Die damit bislang ungeklärt gebliebene Frage, ob der Kläger vorverfolgt oder un-

verfolgt aus seiner Heimat ausgereist ist, kann auch nicht etwa wegen vorliegend 

selbst im Falle einer Anwendbarkeit des - für den Kläger günstigeren -

herabgestuften Wahrscheinlichkeitsmaßstabes gegebener Voraussetzungen für 

einen Widerruf offen bleiben. Von einer mit hinreichender Sicherheit ausgeschlos­

senen politischen Verfolgung des Klägers bei heutiger Rückkehr in die Türkei kann 

nämlich derzeit nicht ausgegangen werden. Die von der Beklagten reklamierte 

entsprechende erhebliche Änderung der dortigen maßgeblichen Verhältnisse ver­

mag die Kammer nicht festzustellen. Die bisfang mit der Problematik befasst ge­

wesenen Verwaltungsgerichte vertreten insoweit fast einhellig die Auffassung, 

dass sich zwar die Gesetzeslage in der Türkei verbessert, der Mentalitätswandel 

in Verwaltung und Justiz mit dem gesetzgeberischen Tempo jedoch nicht habe 

Schritt halten können, so dass es insbesondere nach wie vor zu Folter und Miss­

handlungen durch staatliche Kräfte, besonders in den ersten Tagen eines Polizei­

gewahrsams, komme, ohne dass es dem türkischen Staat bislang gelungen sei, 

dies wirksam zu unterbinden. Zudem habe sich aufgrund der Wiederaufnahme 

des bewaffneten Kampfes durch die PKK im Jahre 2004 die Lage in der Türkei 

auch nicht etwa entspannt, sondern vielmehr verschärft. Zur Vermeidung unnöti­

ger Wiederholungen wird insoweit exemplarisch Bezug genommen auf die zum 

Gegenstand der mündlichen Verhandlung gemachten Urteile des VG Stuttgart 

vom 30. Juni 2008, A 11 K 304/07, des VG Neustadt vom 2. Juni 2006, 4 K 

186/08.NW, des VG Aachen vom 26. März 2008, 6 K 1094/07.A, des VG München 

vom 7. Februar 2008, M 24 K 07.50978, des VG Frankfurt vom 14. Dezember 

2007, 6 E 3344/06.A, und des VG Hamburg, Urteil vom 25. Oktober 2007, 15 A 

387/07 ( a A : VG Ansbach, Urteil vom 3. April 2008, AN 1 K 05.31304). 

Kommt eine Widerrufsentscheidung damit vorliegend nach Lage der Dinge über­

haupt nur dann in Betracht, wenn dem Kläger zum einen der Schutz des § 51 Abs. 
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1 AusIG als nicht Vorverfolgtem gewährt worden ist und zum anderen eine nach­

trägliche Veränderung der hierfür maßgeblichen Verhältnisse in der Türkei zumin­

dest dergestalt vorliegt, dass eine politische Verfolgung bei heutiger Einreise nicht 

mehr beachtlich wahrscheinlich droht, so fehlt es - wie bereits ausgeführt - schon 

an den erforderlichen Feststellungen zu der erstgenannten Voraussetzung. Über­

dies lägen, selbst wenn danach der Maßstab der beachtlichen Wahrscheinlichkeit 

anzuwenden wäre, keine hinreichenden Erkenntnisse für eine entsprechende 

Prognose in Bezug auf die Person des Klägers vor, so dass es auch insoweit noch 

weiterer Sachaufklärung bedürfte. 

Der angefochtene Bescheid verweist zwar darauf, dass nach dem Lagebericht des 

Auswärtigen Amtes vom 25. Oktober 2007 diesem seit vier Jahren kein Fall be­

kannt geworden sei, in dem ein aus der Bundesrepublik in die Türkei zurückge­

kehrter abgelehnter Asylbewerber im Zusammenhang mit früheren Aktivitäten ge­

foltert oder misshandelt worden sei. Auch die türkischen Menschenrechtsorganisa­

tionen hätten explizit erklärt, dass diesem Personenkreis keine staatlichen Re­

pressionen drohten. 

Die zur Entscheidung über einen Widerruf anzustellende Verfolgungsprognose hat 

jedoch konkret auf den Kläger in seiner speziellen Situation abzustellen. Bei der 

Person des Klägers handelt es sich indessen gerade nicht um einen (umfassend) 

abgelehnten Asylbewerber, sondern ihm ist im Jahre 1996 zunächst als politisch 

Verfolgtem Flüchtlingsschutz in Form einer positiven Feststellung zu § 51 Abs. 1 

AusIG gewährt worden. Damit dürfte er nach der Lebenserfahrung in den Augen 

der türkischen Behörden viel eher als ein abgelehnter Asylbewerber verdächtig 

sein, sich vor seiner Ausreise aus der Türkei in einer damals die Gefahr einer poli­

tischen Verfolgung begründenden Weise gegen den türkischen Staat engagiert zu 

haben. Dem kann der Kläger auch nicht etwa wirksam durch ein Verschweigen 

des ihm durch die Bundesrepublik Deutschland zuerkannten Schutzes begegnen, 

da ein solcher zum einen bereits angesichts der Dauer des zwischenzeitlichen 

Aufenthaltes von mehr als 14 Jahren naheliegt und dem Kläger überdies im Falle 
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einer Abschiebung mangels Reisepass vorläufige Reisepapiere ausgestellt wer­

den müssten, aus denen der Aufenthaltszweck ersichtlich würde (vgl. dazu das 

Urteil des VG Trier vom 11. Juli 1996, 2 K 1606/94.TR). Überdies stammt der Klä­

ger aus der Provinz Sirnak. Hierzu hat ebenfalls schon das VG Trier in seinem 

Urteil vom 11. Juli 1996 festgestellt, dass gerade aus dieser Region stammende 

Kurden oftmals von vorneherein verdächtigt würden, mit der PKK zu sympathisie­

ren. Aus heutiger Sicht kommt noch hinzu, dass ausweislich des Lageberichts des 

Auswärtigen Amtes vom 25. Oktober 2007 (Seite 18) der türkische Generalstab 

dort seit Juni 2007 auch wieder zeitweilige Sicherheitszonen und militärische 

Sperrzonen eingerichtet hat, was ebenfalls darauf schließen lässt, dass Vorgänge 

mit Bezügen zu dieser Region derzeit verstärkt im Fokus der türkischen Sicher­

heitsbehörden stehen. Des weiteren wirbt die PKK, so der vorgenannte Lagebe­

richt (Seite 17), wieder verstärkt Kämpfer an, so dass in die Türkei zurückkehren­

de Kurden entsprechenden Alters möglicherweise auch von daher mit einer be­

sonders intensiven Überprüfung zu rechnen haben. Verstärkt wird diese Gefahr im 

Falle des Klägers schließlich auch noch durch den Umstand, dass er seinen Mili­

tärdienst nicht abgeleistet hat. 

Die für eine Verfolgungsprognose unter Berücksichtigung dieser Einzelfallumstän­

de vorliegend noch erforderfichen weiteren Ermittlungen stellen sich - insbesonde­

re aufgrund des Auslandsbezuges - als erheblich dar. Überdies erscheint es auch 

sachdienlich, mittels Aufhebung der angefochtenen Entscheidung die weitere 

Sachverhaltsaufklärung der Beklagten aufzuerlegen, da sich die Aufklärung es­

sentieller Sachverhaltsmomente durch die Behörde auch unter dem Gesichtspunkt 

einer funktionsgerechten Verteilung der Zuständigkeiten zwischen Judikative und 

Exekutive als sinnvoll darstellt. Eine Beeinträchtigung schutzwürdiger Belange der 

Beteiligten hierdurch vermag die Kammer nicht zu erkennen. 

Ebenfalls aufzuheben war danach schließlich die in Ziffer 2 des Bescheids getrof­

fene Feststellung über das NichtVorliegen der Voraussetzungen des § 60 Abs. 1 

AufenthG. 
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Die Kostenentscheidung folgt aus §154 Abs. 1 VwGO. Gerichtskosten werden 

gemäß § 83 b AsylVfG nicht erhoben. 

Der Ausspruch zur vorläufigen Vollstreckbarkeit wegen der Kosten beruht auf 

§§ 167 VwGO, 708 Nr. 11 ZPO. 
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Rechtsmittelbelehrung 

Die Beteiligten können innerhalb eines Monats nach Zustellung dieses Urteils 
die Zulassung der Berufung durch das Oberverwaltungsgericht Rheinland-Pfalz 
beantragen. Dabei müssen sie sich durch einen Rechtsanwalt oder eine sonstige 
nach Maßgabe des § 67 VwGO vertretungsbefugte Person oder Organisation ver­
treten lassen. 

Der Antrag ist bei dem Verwaltungsgericht Koblenz, Deinhardplatz 4, 56068 
Koblenz, schriftlich, in elektronischer Form oder zur Niederschrift des Urkunds­
beamten der Geschäftsstelle zu stellen. 

Die elektronische Form wird durch eine qualifiziert signierte Datei gewahrt, die 
nach den Maßgaben der Landesverordnung über den elektronischen Rechtsver­
kehr mit den öffentlich-rechtlichen Fachgerichtsbarkeiten vom 9. Januar 2008 
(GVBI. S. 33) in der jeweils geltenden Fassung zu übermitteln ist. 

Der Antrag muss das angefochtene Urteil bezeichnen. In dem Antrag sind die 
Gründe, aus denen die Berufung zuzulassen ist, darzulegen. Die Berufung kann 
nur zugelassen werden, wenn 

1. die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat, 
2. das Urteil von einer Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts Rheinland-

Pfalz, des Bundesverwaltungsgerichts, des Gemeinsamen Senates der obers­
ten Gerichtshöfe des Bundes oder des Bundesverfassungsgerichts abweicht 
und auf dieser Abweichung beruht oder 

3. ein in § 138 VwGO bezeichneter Verfahrensmangel geltend gemacht wird und 
vorliegt. 

gez. Karst 


